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Vorlage 
für die Sitzung 

der staatlichen Deputation für Gesundheit 
am 20.02.2014 

 
TOP:                 

Psychische Belastungen am Arbeitsplatz und ihre Folgewirkungen  

 
 
A.  Problem 
Psychische Erkrankungen gewinnen national wie international zunehmend an Beachtung. Ihr 
Zusammenhang mit Strukturen am Arbeitsplatz als eines relevanten potentiellen Ursachenkom-
plexes ist seit langem bekannt, wird aber erst in den letzten Jahren verstärkt und zielgerichtet 
fokussiert. Ebenfalls ist seit langem bekannt, dass Arbeit und Beschäftigung als solche sowie 
die konkreten Gegebenheiten am Arbeitsplatz eine hohe Bedeutung für die Gesundung und 
Stabilisierung seelisch erkrankter Menschen einnehmen.  
 
Den Herausforderungen dieser Problematik wird Rechnung getragen. Der Senator für Gesund-
heit hat hierzu Maßnahmen initiiert und eingeleitet. Hierüber ist der Deputation zu berichten. 
 
B. Lösung 
Der Senator für Gesundheit legt der Deputation den beigefügten Sachstandsbericht vor. Der 
Senator für Gesundheit plant – z.T. mit weiteren relevanten Partnern -, zeitnah eine Reihe von 
Maßnahmen im Kontext „Psychische Belastungen am Arbeitsplatz“ durchzuführen und den Be-
reich Arbeit und Beschäftigung für Menschen mit psychischen und Suchterkrankungen weiter 
zu stärken. 
 
C. Alternativen 
Keine 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung 
Keine.  
Obwohl Frauen, was die Diagnostik von psychischen Erkrankungen betrifft, zahlenmäßig meist 
stärker in Erscheinung treten – insbesondere in den psychisch oft belastenden pflegenden und 
betreuenden Berufen -, sind Frauen und Männer von psychischen Belastungen am Arbeitsplatz 
grundsätzlich gleichermaßen betroffen. Es ergeben sich keine genderrelevanten Auswirkungen. 
 
E. Beteiligung / Abstimmung 
Keine   
 
F. Beschlussvorschlag 
1. Die staatliche Deputation für Gesundheit nimmt den Sachstandsbericht des Senators für 

Gesundheit zur Kenntnis. 
2. Sie begrüßt die vom Gesundheitsressort geplanten und teilweise schon eingeleiteten Maß-

nahmen und bittet um einen weiteren Bericht zum Ende dieses Jahres.  


